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Zusammenfassung
Klimapolitik erhitzt die Gemüter. Neben der derzeit breit diskutierten einheitlichen  CO2-
Steuer gibt es eine Vielzahl an Maßnahmen, auf die es sich lohnt, einen genaueren Blick 
zu werfen. Das RWI hat die Wirksamkeit und Effizienz ausgewählter Instrumente der 
Klimapolitik evaluiert und die Resultate in dieser RWI Position zusammengefasst. Die 
Ergebnisse zeigen zum Beispiel, wie die Energieeffizienz in Privathaushalten gefördert 
werden kann: So führt eine Veröffentlichungspflicht für den Gebäudeausweis zu einer 
stärkeren Berücksichtigung von Energieeffizienz in Immobilienpreisen. Zudem entschei-
den sich Haushalte häufiger für energieeffiziente Geräte, wenn das EU-Energielabel auch 
über die Betriebskosten der Geräte informiert. Darüber hinaus zeigen die Evaluationen, 
dass erneuerbare Energien das Auftreten negativer Preisspitzen am Strommarkt fördern 
– ein Effekt, der durch eine Umstellung des Fördermodells verhindert werden kann. An-
dere Politikmaßnahmen eignen sich dagegen nicht: Die Evaluationen zeigen, dass Ener-
giesparbriefe mit sozialem Vergleich in den meisten Industriestaaten nicht kosteneffektiv 
und daher als Politikinstrument nicht zu empfehlen sind.
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Abstract
German climate policy has been a topic of heated debate. In addition to the current-
ly broadly discussed introduction of a uniform CO2 tax there are also a number of 
other measures worth considering in detail. The RWI has evaluated the effective-
ness and efficiency of various climate policy instruments summarized in this RWI Po-
sition. The results show, for example, that making disclosure of information on ener-
gy performance mandatory for house sellers increases transparency in the real 
estate market. Furthermore, evaluations of the EU energy label highlight the possi-
bilities of making households’ consumption decisions more energy-efficient by ad-
ding operating costs to the label. Additional evaluations show that renewables  
increase the number of negative price peaks on the power market. Yet, a reform of the 
subsidy scheme may prevent this effect. The evaluations also illustrate which policies do 
not work: Although social comparison-based home energy reports lead to small energy 
savings, they are not cost effective in most industrialized countries and thus not to be 
recommended as a policy instrument. 
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1.	 Einleitung
Die Vereinten Nationen sehen im Klimawandel die größte Bedrohung für eine nach-
haltige Zukunft der Menschheit (UN, 2014). Experten des Intergovernmental Panel on  
Climate Change (IPCC) schätzen, dass ohne Anstrengungen zur Verringerung von  
Treibhausgasemissionen die globale Durchschnittstemperatur um mehr als 4 Grad Cel-
sius über ihr vorindustrielles Niveau steigt (IPCC, 2014). Eine solche Erwärmung birgt 
das Risiko schwerwiegender globaler Auswirkungen in Form einer Häufung extremer 
Wetterphänomene, zunehmender Lebensmittelknappheiten und steigender Meeresspie-
gel (IPCC, 2014). Um die schwerwiegendsten Veränderungen zu vermeiden, hat sich die 
Weltgemeinschaft im Pariser Abkommen dazu verpflichtet, die globale Erwärmung auf 
2 Grad Celsius zu begrenzen. Zur Erreichung dieses Ziels werden nach Schätzungen des 
IPCC im Verlauf des 21. Jahrhunderts jährliche Kosten in Höhe von 1,7 bis 4,8 Prozent der 
globalen Wirtschaftsleistung anfallen (IPCC 2014) – beträchtlich mehr als beispielsweise 
das Verteidigungsbudget der Bundesrepublik von derzeit rund 1,2 Prozent (BMVG 2019).

„Es ist nicht genug, zu wissen, man muss auch anwenden;  
es ist nicht genug, zu wollen, man muss auch tun.“  

(Johann Wolfgang von Goethe)

Der globale Konsens des Pariser Abkommens zur Begrenzung des Klimawandels wurde 
zwar in der Öffentlichkeit gefeiert, er täuscht aber über eine grundlegende Unsicherheit 
hinweg: darüber, wie das Zwei-Grad-Ziel erreicht werden soll. „Es ist nicht genug, zu 
wissen, man muss auch anwenden; es ist nicht genug, zu wollen, man muss auch tun“, 
schrieb Johann Wolfgang von Goethe (1829). Das Wissen um die Existenz des Klimawan-
dels und der Wille, ihn zu begrenzen, sind nicht ausreichend – es müssen Taten folgen. 
Zu konkreten Maßnahmen ist im Pariser Abkommen aber nichts zu lesen; ihre Festlegung 
wird den Nationalstaaten überlassen. 

Diese Zurückhaltung hat ihre Gründe. Zur Auswahl steht eine Fülle von möglichen Poli-
tikmaßnahmen zur Begrenzung des Klimawandels, die sich grob in drei Kategorien glie-
dern lassen: Informationsinstrumente, Preisinstrumente sowie Ge- und Verbote. Zu den 
Informationsinstrumenten gehören beispielsweise Energieausweise für Gebäude oder 
Energielabels für Haushaltsgeräte, die über den Heizenergie- oder Stromverbrauch in-
formieren. Sie sollen Verbrauchern dabei helfen, energieeffizientere Geräte zu kaufen. 
Zu den Preisinstrumenten zählen etwa Energiesteuern und ‑abgaben, die den Energie-
verbrauch verteuern und dadurch Anreize zu geringerem Verbrauch schaffen, aber auch 
Subventionen in Form fester Einspeisevergütungen für Strom aus erneuerbaren Quellen. 
In die Kategorie der Ge- und Verbote  gehören beispielsweise  Standards für die Effizienz 
von Elektrogeräten oder von Fahrzeugen.
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Dieser Vielzahl an möglichen Maßnahmen zur Bekämpfung des Klimawandels steht aller-
dings ein gravierender Mangel an empirischer Evidenz zu ihrer Wirkung gegenüber. Nur 
wenn jedoch bekannt ist, wie die Maßnahmen wirken, können die kosteneffektivsten un-
ter ihnen identifiziert werden. Für die Bewertung einer Maßnahme sind dabei auch ihre 
unbeabsichtigten Nebenwirkungen relevant. So ist es beispielsweise von erheblichem 
politischem Interesse, ob die Erhöhung von Energiesteuern zu einer Verlagerung von In-
dustrieaktivitäten ins Ausland führt und somit heimische Arbeitsplätze abgebaut werden.

Wir haben zahlreiche zentrale Klimapolitikmaßnahmen in Deutschland mithilfe moderner 
Methoden der Kausalanalyse unter die Lupe genommen. Die Politikevaluationen zeigen 
die kausalen Effekte der Maßnahmen auf, bewerten ihre Effektivität und liefern so poli-
tisches Handlungswissen – in Form konkreter Handlungsempfehlungen – zur Verbesse-
rung der aktuellen Klimapolitik. Die Ergebnisse der Untersuchungen sind im Folgenden 
kurz zusammengefasst.

2.	 Handlungsempfehlung 1: 
Veröffentlichungspflichten strikter durchsetzen

Nach Angaben des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie (BMWi) machte der 
Wärmeenergiebedarf in Deutschland im Jahr 2016 einen Großteil des Endenergiever-
brauchs privater Haushalte aus (BMWi, 2018). Höhere Energieeffizienz im Gebäudesektor 
ist deshalb ein wichtiger Baustein zur Reduzierung von Treibhausgasemissionen. Die He-
rausforderung liegt darin, dass die Energieeffizienz eines Gebäudes größtenteils bei des-
sen Bau festgelegt wird, für Käufer im Detail aber nur schwer nachzuvollziehen ist. Diese 
Informationsasymmetrie kann dazu führen, dass beim Bau nur ungenügend auf Ener-
gieeffizienz geachtet wird, da sie für zukünftige Käufer nicht vollständig beobachtbar ist.

Um solche Informationsasymmetrien abzubauen, wurden im Mai 2014 EU-weit Gebäu-
deausweise eingeführt. Diese geben den Wärmeenergiebedarf einer Immobilie an. Die 
Anzeige von Gebäudeausweisen wird allerdings noch nicht strikt durchgesetzt. So haben 
insbesondere Verkäufer von wenig energieeffizienten Häusern nach wie vor einen Anreiz, 
im Verkaufsprozess keine Gebäudeausweise zu veröffentlichen. 

Wir haben die Wirkung einer seit Mai 2014 bestehenden Veröffentlichungspflicht für In-
formationen des Gebäudeausweises untersucht (Frondel/Gerster/Vance 2017). Die empi-
rische Analyse basiert auf umfangreichen Daten von Immobilienscout24, dem größten 
deutschen Onlineportal für Immobilienanzeigen. Sie zeigt, dass Verkäufer wenig ener-
gieeffizienter Häuser nur selten Energieinformationen freiwillig angeben – Verkäufer 
versuchen also, schlechte Energieeffizienzinformationen zurückzuhalten. Unsere Analy-
se legt ebenfalls nahe, dass Verkäufer, die als Reaktion auf die Gesetzesänderung die 
Energiedaten ihres Hauses veröffentlichen, die Preise um rund 10 Prozent senken. Diese 
Preisreduktionen fallen besonders stark für Häuser mit niedriger Energieeffizienz aus. 
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Unsere Analyse bestätigt, dass Veröffentlichungspflichten eine wichtige Maßnahme der 
Klimapolitik sind, um Informationsasymmetrien zu verringern und Käufern eine adäquate 
Bewertung von Energieeffizienz im Gebäudesektor zu erlauben. Dadurch steigen auch die 
Anreize für Hausbesitzer, bestehende Wohnungen energieeffizient zu modernisieren, da 
zukünftige Käufer diese Investitionen entsprechend wahrnehmen. Darüber hinaus ver-
deutlichen die Ergebnisse, dass es wichtig ist, Veröffentlichungspflichten durch Überprü-
fungen und klare gesetzliche Regelungen durchzusetzen.

3.	 Handlungsempfehlung 2: 
Wirksamkeit von Energielabels erhöhen

Neben Gebäudeausweisen hat insbesondere die Kennzeichnung von Elektrogeräten durch 
Energielabels das Potenzial, den Energieverbrauch privater Haushalte zu verringern. Hier 
stellt sich die Frage, auf welche Weise die aktuellen EU-Energielabels Kaufentscheidun-
gen beeinflussen und wie die Politik die Labels anpassen sollte, um energieeffiziente 
Käufe zu fördern. 

Das aktuelle EU-Energielabel ordnet Geräte in Energieeffizienzklassen von A+++ (sehr 
effizient) bis D (sehr ineffizient) ein und zeigt den geschätzten jährlichen Stromverbrauch 
an. Eine Herausforderung für Haushalte besteht darin, diese Information zu bewerten. 
Um die Betriebskosten einzuschätzen, reicht der jährliche Stromverbrauch nicht aus. 
Haushalte müssen dazu den aktuellen Strompreis kennen. Da viele Haushalte diesen nicht 
richtig einschätzen können, sind die ökonomischen Vorteile von Energieeffizienz nicht 
offensichtlich – das wirkt sich nachteilig auf energieeffiziente Kaufentscheidungen aus. 

Die Ergebnisse von Andor/Gerster/Sommer (2017) zeigen, dass die Angabe zusätzlicher 
Betriebskosten häufiger zur Entscheidung für energieeffiziente Produkte führt als das EU-
Energielabel. Darüber hinaus findet die Untersuchung Anhaltspunkte für eine mögliche 
Informationsüberflutung: Zusätzliche Informationen, die sich nicht auf den Energiever-
brauch beziehen, führen dazu, dass sich Kunden seltener für energieeffiziente Produkte 
entscheiden. 

Die politische Bedeutung ist klar: Das aktuelle EU-Label sollte um Informationen zu Be-
triebskosten ergänzt werden. Diese Anpassung fördert den Kauf energieeffizienterer 
Haushaltsgeräte und hilft so, den Stromverbrauch privater Haushalte zu verringern. Diese 
Schlussfolgerung wird auch durch die Ergebnisse einer Folgestudie (Andor/Gerster/Götte  
2019) gestützt, die anhand von tatsächlichen Kaufentscheidungen zeigt, dass Informa-
tionen über die Betriebskosten in Bezug auf den gesamten Produktlebenszyklus die Zah-
lungsbereitschaft für energieeffiziente Lampen deutlich erhöht.
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4.	 Handlungsempfehlung 3: 
Auf Energiesparbriefe mit sozialem Vergleich verzichten

Energiesparbriefe („home energy reports“) versuchen, energiesparendes Verhalten zu 
fördern, indem sie den Stromverbrauch ähnlicher Haushalte in einem Stadtviertel mitein-
ander vergleichen (sogenannte soziale Vergleiche). Solche Informationsinstrumente sind 
auch als „Nudges“ (von engl.: „to nudge“, anstupsen) bekannt und haben in letzter Zeit 
nicht zuletzt durch den Ökonomie-Nobelpreis für Richard Thaler verstärkte Aufmerksam-
keit erfahren (für einen systematischen Literaturüberblick in Bezug zum Energiesparen 
siehe zum Beispiel Andor/Fels 2018). Studien aus den USA haben die Wirksamkeit der 
Energiesparbriefe als Klimapolitikmaßnahme bestätigt (siehe zum Beispiel Allcott/Mul-
lainathan 2010, Allcott 2011 und Allcott/Rogers 2014), was zu einer internationalen Dis-
kussion über ihren Einsatz geführt hat – nicht zuletzt als Alternative zu Steuern, deren 
Erhöhung regelmäßig zu großem politischem Widerstand führt.

Ob Energiesparbriefe auch in Deutschland funktionieren, also ein kosteneffektives politi-
sches Instrument darstellen, war lange unerforscht. Wir haben ihr Potenzial in Deutsch-
land in einer randomisierten kontrollierten Feldstudie (Randomized Controlled Trial, 
RCT) mit einem Stromversorger aus Mitteldeutschland untersucht (Andor/Gerster/Peters/
Schmidt 2018). Haushalte in der sogenannten Treatmentgruppe erhielten ein Jahr lang 
vierteljährliche Energiesparbriefe mit sozialem Vergleich, wohingegen Haushalte der 
Kontrollgruppe keine Briefe erhielten. Die Ergebnisse zeigen, dass Energiesparbriefe die 
Stromverbräuche von Haushalten im Durchschnitt lediglich um rund 0,7 Prozent verrin-
gern und somit kein kosteneffektives Politikinstrument darstellen. 

In fast keinem Land außer den USA  
sind Energiesparbriefe kosteneffektiv

Darüber hinaus haben wir das Potenzial von Energiesparbriefen in anderen Industrielän-
dern analysiert. Es stellte sich heraus, dass die vorteilhafte Kosteneffektivität der Briefe 
in den USA zum großen Teil auf einen hohen durchschnittlichen Stromverbrauch und 
eine hohe CO2-Intensität der Stromerzeugung zurückzuführen ist – zwei Faktoren, die 
in vielen anderen Industrieländern deutlich geringer ausgeprägt sind. So ergibt sich aus 
diesem Ländervergleich, dass Energiesparbriefe in fast allen Industrieländern außer den 
USA voraussichtlich nicht kosteneffektiv sind.
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Ausweitung der Ausnahmeregelung für die Industrie überdenken
Um die Förderung erneuerbarer Energien zu finanzieren, bezahlen sowohl Haushalte als 
auch Industrieunternehmen einen Preisaufschlag auf jede Kilowattstunde Strom, die so-
genannte EEG-Umlage. Die EEG-Umlage ist seit ihrer Einführung kontinuierlich gestiegen 
und in ihrer Wirkung politisch hoch umstritten: Zum einen schaffen höhere Strompreise 
Anreize für mehr Energieeffizienz, zum anderen können solche Belastungen aber auch 
dazu führen, dass die Produktion ins Ausland verlagert wird. Um die Wettbewerbsfähig-
keit der deutschen Industrie nicht zu gefährden, wurden Ausnahmeregelungen für ener-
gieintensive Betriebe des Verarbeitenden Gewerbes eingeführt, welche diese von der 
EEG-Umlage befreien. Die Ausnahmen galten zunächst für Betriebe mit einem jährlichen 
Stromverbrauch von mindestens 10 Gigawattstunden (GWh). Ab dem Jahr 2013 wurde 
dieser Schwellenwert auf 1 GWh abgesenkt. 

Industrie-Ausnahmen führen zu geringerer Zahlungsbereitschaft 
privater Haushalte für erneuerbare Energien

Wir haben für Betriebe mit mittleren Stromverbräuchen von rund 10 GWh untersucht, wie 
die Ausnahmeregelung die Energieverbräuche und die Wettbewerbsfähigkeit der Betrie-
be beeinflusst (Gerster 2017). Unsere Ergebnisse zeigen keine Effekte der Ausnahmerege-
lung auf den Umsatz, den Exportanteil oder die Beschäftigung der begünstigten Betrie-
be. Sie weisen zudem darauf hin, dass die begünstigten Betriebe ihren Stromverbrauch 
erhöhen und den Anteil fossiler Energien, insbesondere von Öl und Erdgas, verringern. 
Diese Ergebnisse lassen die Absenkung des Schwellenwerts auf 1 GWh als wenig effektiv 
erscheinen. Die Analyse erlaubt allerdings keine Aussagen zu der Effektivität der Ausnah-
meregelung in der langen Frist oder für energieintensive Betriebe mit Stromverbräuchen 
über 10 GWh.

Basierend auf einer großen Haushaltsumfrage haben wir in einer weiteren Studie nach-
gewiesen, dass Ausnahmegenehmigungen dazu führen können, dass die privaten Haus-
halte eine substanziell geringere Zahlungsbereitschaft für die Förderung der erneuerba-
ren Energien haben (Andor/Frondel/Sommer 2018).
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Fördermodell für erneuerbare Energien reformieren
Eine zentrale Maßnahme der deutschen Klimapolitik ist die Einführung fester Einspei-
severgütungen für Strom aus erneuerbaren Quellen. Wir haben einen bisher wenig 
erforschten Aspekt dieser Förderung untersucht (Gerster 2016): die Auswirkung der 
Stromproduktion aus erneuerbaren Energien auf das Auftreten negativer Preisspitzen im 
deutsch-österreichischen Marktgebiet der Strombörse European Power Exchange (EPEX). 
Fälle, in denen die Preise sogar negativ werden, spiegeln Situationen wider, in denen 
überschüssiger Strom produziert wird.

Die Ergebnisse legen nahe, dass eine hohe Einspeisung von Strom aus erneuerbaren 
Quellen das Auftreten negativer Preisspitzen fördert. Die Reduktion von Strom aus Atom-
energie hingegen hat einen entgegengesetzten Effekt. Zudem zeigen die Simulationen 
der Strompreise bei Erreichen eines 80-Prozent-Anteils erneuerbarer Energien, dass sich 
die Profitabilität selbst moderner Steinkohlekraftwerke dadurch drastisch verringert. Ein 
kompletter Ausstieg aus der Nukleartechnologie oder ein Ausbau von Speichertechnolo-
gien verringert das Auftreten negativer Preisspitzen jedoch. 

Positiver Nebeneffekt des Atomausstiegs:  
weniger negative Preisspitzen am Strommarkt

Insgesamt verdeutlichen die Simulationsergebnisse, dass weitergehende Markteingriffe 
beim Erreichen ambitionierter Ausbauziele für erneuerbare Energien notwendig werden 
könnten, um die Profitabilität systemrelevanter konventioneller Kraftwerke sicherzustel-
len. Darüber hinaus deuten die Ergebnisse auf einen bislang nur wenig beachteten po-
sitiven Nebeneffekt des Atomaussiegs hin: Er sorgt für weniger negative Preisspitzen am 
Strommarkt.

Wie wir in einer weiteren, auf einem theoretischen Modell basierenden Studie gezeigt 
haben, liegt der Grund dafür, dass erneuerbare Energien zu negativen Preisen führen, 
in dem Fördermodell mit Einspeisevergütung (Andor/Voss 2016). Hier wird die Produk-
tion von erneuerbaren Energien gefördert, ohne die Nachfrageseite zu berücksichtigen: 
Der Anlagenbetreiber bekommt immer die feste Einspeisevergütung für jede produzierte 
Strommenge (kWh), unabhängig von Nachfrage und aktuellem Strompreis. Da dies nach-
weislich zu negativen Wohlfahrtseffekten führt, sollte das Fördermodell so reformiert 
werden, dass ausschließlich die Kapazität von erneuerbaren Energien gefördert wird. 
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Die in dieser RWI-Position vorgestellten Politikevaluationen bewerten die Effektivität 
zentraler Klimapolitikmaßnahmen in Deutschland. Sie zeigen zum Beispiel, dass eine 
Veröffentlichungspflicht für den Gebäudeausweis die Markttransparenz fördert und zu 
einer stärkeren Berücksichtigung von Energieeffizienz in Immobilienpreisen führt. Ein 
weiteres Ergebnis ist, dass Haushalte häufiger energieeffiziente Geräte kaufen, wenn das 
EU-Energielabel zukünftig auch über die Betriebskosten der Produkte informieren wür-
de. Darüber hinaus verdeutlichen die Evaluationen, welche Politikmaßnahmen sich nicht 
eignen: Energiesparbriefe mit sozialem Vergleich führen in Deutschland zwar zu geringen 
Einsparungen, sind aber nicht kosteneffektiv und daher als Politikinstrument nicht zu 
empfehlen.

Auch für zentrale Politikmaßnahmen in der Industrie und bei der Stromerzeugung liefern 
die Politikevaluationen Handlungsempfehlungen: Das Fördermodell über feste Einspeise-
vergütungen führt dazu, dass erneuerbare Energien das Auftreten negativer Preisspitzen 
am Strommarkt steigern. Eine Reform im Sinne einer Förderung der Kapazität statt der 
Stromproduktion ist hier anzuraten.

Insgesamt liefern die Wirkungsanalysen wichtige Anhaltspunkte zur Identifikation kos-
teneffektiver Politikmaßnahmen und helfen, die anstehenden Herausforderungen des 
Klimawandels besser zu bewältigen. Denn der lässt sich mit gutem Willen allein nicht 
bekämpfen – die Mittel sind entscheidend.
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